
 

  

14.004 

Jahresbericht 2013 
der Geschäftsprüfungskommissionen und 
der Geschäftsprüfungsdelegation der eidgenössischen Räte 

 
vom 31. Januar 2014 

 

Sehr geehrte Herren Präsidenten 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir unterbreiten Ihnen gestützt auf Artikel 55 des Bundesgesetzes vom 13. Dezem-
ber 2002 über die Bundesversammlung (Parlamentsgesetz, ParlG; SR 171.10) den 
Bericht über die Tätigkeit der Geschäftsprüfungskommissionen und der 
Geschäftsprüfungsdelegation im Jahr 2013 und bitten Sie, davon Kenntnis zu 
nehmen. 

Dieser Bericht gibt Auskunft über die wichtigsten während des Berichtsjahrs 
vorgenommenen Kontrollen sowie über ihre Ergebnisse und die daraus zu ziehenden 
Lehren. Ein besonderes Augenmerk gilt auch den Folgen, die den Empfehlungen der 
Kommissionen und der Delegation gegeben wurden. 

Wir versichern Sie, sehr geehrte Herren Präsidenten, sehr geehrte Damen und 
Herren, unserer vorzüglichen Hochachtung. 

31. Januar 2014 Im Namen der Geschäftsprüfungskommissionen  
der eidgenössischen Räte 

 Der Präsident der GPK-N: 
Rudolf Joder, Nationalrat 

 Der Präsident der GPK-S: 
Hans Hess, Ständerat 

 

 
 



 

 66

4.2 Nachkontrolle zum ISIS-Bericht der GPDel 

4.2.1 Entwicklung des Datenbestands in ISIS 

In ihrem Inspektionsbericht95 über das Staatsschutzinformationssystem ISIS96 vom 
21. Juni 2010 war die GPDel zum Schluss gekommen, dass die Qualitätssicherung 
der im System enthaltenen Daten nicht den rechtlichen Vorgaben entsprochen hatte. 
Insbesondere waren die vorgeschriebenen periodischen Qualitätskontrollen während 
Jahren ausgesetzt worden. Diese Entwicklung war letztlich auch eine Folge der nicht 
antizipierten Schwierigkeiten, die mit der Umstellung auf ein neues Informatiksys-
tem Ende 2004 aufgetaucht waren. 

Auf Empfehlung der GPDel holte der NDB mit Unterstützung eines externen Daten-
schutzbeauftragten bis Ende 2012 die ausstehenden Kontrollen nach. Als Folge der 
Überprüfungen verringerte sich die Zahl der in ISIS registrierten Personen und 
Drittpersonen um vier Fünftel. Mitte 2013 waren in ISIS noch rund 36 000 Personen 
und 5 000 Drittpersonen registriert. Dieser Bestand veränderte sich bis Ende 2013 
nur unwesentlich. 

Die Zahl der Institutionen, sank im Jahr 2013 unter die Schwelle von 10 000. Diese 
Zahl, welche auch Drittinstitutionen enthält, hatte Ende 2010 noch rund 16 000 
betragen. 

Im Jahr 2009 hatte das BVGer die Registrierung von Medien (z.B. Zeitungen) als 
eigenständige ISIS-Objekte kritisiert Eine solche Praxis sei nur dann mit Artikel 3 
BWIS zu vereinbaren, wenn «die publizistische Tätigkeit als Vorwand benutzt 
werde, um terroristische, nachrichtendienstliche oder gewalttätig extremistische 
Tätigkeiten vorzubereiten oder durchzuführen»97. In der Folge verpflichtete sich der 
DAP (Dienst für Analyse und Prävention), der später Teil des NDB wurde, diese 
Auflage des BVGer zu erfüllen.98 

Im Rahmen ihrer Nachkontrolle zur SIS-Inspektion stellte die GPDel fest, dass sich 
im Gegensatz zu den anderen Einträgen in ISIS die Zahl der Medien bis Ende 2011 
kaum verändert hatte. Erst im Jahr 2012 sank diese Zahl um die Hälfte auf rund 100, 
gefolgt von einer weiteren Reduktion um einen Viertel bis Mitte 2013. Nach einem 
erneuten Anstieg im Herbst sank die Zahl Ende 2013 wieder auf rund 60 Einträge. 

Um zu prüfen, ob der NDB in den letzten Jahren effektiv das Notwendige unter-
nommen hatte, um den Auflagen des BVGer zu genügen, forderte die GPDel vom 
NDB die Namen der Ende 2013 noch in ISIS registrierten Medien ein. Der Oberauf-
sicht konnte es nicht darum gehen, die Staatsschutzrelevanz dieser – mehrheitlich 
ausländischen – Medien abschliessend zu beurteilen. Die GPDel stiess aber auf 
einzelne Fälle, die nach den Kriterien, die das BVGer im Jahr 2009 aufgestellt hatte, 
offensichtlich nicht in ISIS registriert sein dürfen. Daraus schliesst die GPDel, dass 
der NDB die vom BVGer verlangte Überprüfung der in ISIS registrierten Medien 
noch nicht abschliessend vorgenommen hat. 

 
  

95  Datenbearbeitung im Staatsschutzinformationssystem ISIS, Bericht der GPDel vom 
21. Juni 2010 (BBl 2010 7665) 

96  Vor dem Jahr 2010 stand ISIS für «informatisiertes Staatschutzinformationssystem», 
danach bedeutete die Abkürzung «Informationssystem Innere Sicherheit». 

97  Nicht veröffentlichter Entscheid des BVGer vom 18. März 2009 (A-5919/2008) 
98  Brief des DAP an das BVGer vom 8. September 2009 
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4.2.2 Trennung von Staatsschutz- und Verwaltungsdaten 

In der Empfehlung 6 ihres ISIS-Berichts empfahl die GPDel dem Bundesrat, sicher-
zustellen, dass nur staatsschutzrelevante Informationen und keine Verwaltungsdaten 
in der Datenbank Staatsschutz (ISIS01) abgelegt werden. Damit wollte die GPDel in 
Zukunft verhindern, dass Personen, mit denen sich der NDB wie jede andere Bun-
desstelle aus administrativen Gründen befassen musste, in ISIS01 verzeichnet wur-
den. Auf diese Problematik war die GPDel gestossen, als sie selber Abfragen in ISIS 
vorgenommen hatte.99 

Laut dem Bericht der GPDel gehörten Unterlagen aus der administrativen Tätigkeit 
des NDB in die Datenbank «ISIS02 Verwaltung». Ebenso ging die GPDel davon 
aus, dass nur die ISIS01-Datenbank staatschutzrelevante Daten enthalten durfte.100 

Als Folge der Empfehlung der GPDel erliess der Direktor NDB am 1. Juni 2011 eine 
Weisung betreffend die Bearbeitung von Daten in ISIS02. Die Weisung schrieb vor, 
dass Verwaltungsdaten nur mehr in der Datenbank ISIS02 und nicht mehr in ISIS01 
abzulegen waren . Die Weisung hatte jedoch keine Wirkung auf die Verwaltungsda-
ten, die bereits früher fälschlicherweise in ISIS01 Eingang gefunden hatten. 

Wie die GPDel in ihrem Jahresbericht 2012 schrieb, kann ihre Empfehlung 6 erst als 
umgesetzt gelten, wenn auch Gewähr besteht, dass alle Daten, die rein administrati-
ve Belange betreffen, aus der Datenbank für Staatsschutzdaten entfernt und allen-
falls in ein anderes System überführt wurden.101 Aus diesem Grund verlangte die 
GPDel vom NDB einen Bericht zum Stand der Umsetzung von Empfehlung 6, den 
die Delegation Mitte April 2013 erhielt.102 

Laut diesem Bericht konnte der NDB Ende 2012 ein Geschäftsverwaltungssystem 
(GEVER NDB) einführen, um ISIS02 zu ersetzen. Eingehende administrative Unter-
lagen werden seither im neuen GEVER NDB und nicht mehr in ISIS02 abgelegt. 
Die bereits in ISIS02 abgelegten Verwaltungsdaten sollen im Rahmen der Ablösung 
des gesamten Systems ISIS ins neue GEVER NDB migriert werden. 

Offen blieb jedoch die Frage, ob sich noch Verwaltungsdaten in ISIS01 finden 
liessen, die vor der Weisung des Direktors NDB vom 1. Juni 2011 erfasst und noch 
nicht aufgrund einer Gesamtbeurteilungen entdeckt und entfernt worden waren. Wie 
der GPDel im Oktober 2012 mitgeteilt wurde, ging der NDB davon aus, dass alle 
diese Meldungen und die davon betroffenen Personen in ISIS01 identifiziert worden 
waren.103 

Gemäss den Erläuterung des NDB war es aus technischen Gründen jedoch nicht 
möglich, bereits vor der Migration der staatsschutzrelevanten Daten aus ISIS01 in 
das ISIS-Nachfolgesystem die noch fälschlicherweise in ISIS01 enthaltenen Verwal-
tungsdaten zu löschen. Diese Daten könnten erst dann ins GEVER NDB verschoben 
werden. 

  

99  Datenbearbeitung im Staatsschutzinformationssystem ISIS, Bericht der GPDel vom 
21. Juni 2010, Kap. 2.3 (BBl 2010 7665, hier 7679) 

100  Datenbearbeitung im Staatsschutzinformationssystem ISIS, Bericht der GPDel vom 
21. Juni 2010, Kap. 4.4 (BBl 2010 7665, hier 7713) 

101  Jahresbericht 2012 der GPK und GPDel der eidg. Räte vom 24. Jan. 2013, Ziff. 4.3.7 
(BBl 2013 3513, hier 3590) 

102  Bericht des NDB vom 15. April 2013 zum Stand der Umsetzung der Empfehlung 6 zur 
Datenverarbeitung in ISIS (Verwaltungsdaten), S. 2 

103  Mail des NDB an das Sekretariat GPDel vom 21. Okt. 2013 
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4.2.3 Unzulässige Aufbewahrung von Kopien gelöschter 

Meldungen in der ISIS-Verwaltungsdatenbank 

Artikel 15 Absatz 1 BWIS verlangt, dass der NDB von ihm bearbeitete Informatio-
nen löscht, wenn sie nicht mehr staatsschutzrelevant sind. Zu einer solchen Feststel-
lung kann der NDB kommen, wenn er eine registrierte Person einer Gesamtüberprü-
fung, die periodisch fällig wird, unterzieht (Art. 15 Abs. 5 BWIS) oder wenn er bei 
der Erfassung einer neuen Meldung die Staatschutzrelevanz der betreffenden Person 
gemäss Artikel 29 Absatz 2 der Verordnung über die Informationssysteme des NDB 
(ISV-NDB) überprüft (vgl. Ziff. 4.2.6). Diese Bestimmung geht auf Empfehlung 8 
des ISIS-Berichts zurück. 

Die Weisung des Direktors NDB vom 1. Juni 2011 betreffend ISIS02 (vgl. 
Ziff. 4.2.2) sah jedoch vor, dass «Berichte, die einen in der Datenbank Staatsschutz 
[ISIS01] dokumentierten Verdacht entkräften, zusammen mit dem verdachtsbegrün-
denden Bericht in der [Datenbank] Verwaltung erfasst [werden]».104 

Dies bedeutete in letzter Konsequenz, dass die Meldung, welche den Anlass für die 
Registrierung einer Person in ISIS gegeben hatte, zwar in ISIS01 gelöscht, zuvor 
aber noch als Kopie in ISIS02 abgelegt wird. Ebenso würde die Information, welche 
die Staatsschutzrelevanz der Person widerlegen würde, in ISIS02 erhalten bleiben. 
Beide Meldungen würden somit trotz ihrer Entfernung aus ISIS01 der vollständigen 
Löschung entgehen. Da beide Informationen jedoch ihre Staatsschutzrelevanz verlo-
ren hatten, stellte sich für die GPDel die Frage, ob die Weisung des Direktor NDB 
nicht die Löschpflicht von Artikel 15 Absatz 1 BWIS dadurch unterlaufen würde, 
indem die betreffenden Daten letztlich einfach in eine andere Datenbank übertragen 
und sie dort als Verwaltungsdaten geführt werden. 

Im April 2013 besprach die GPDel diese Problematik mit der ND-Aufsicht. Diese 
erklärte der GPDel, dass sie mit dem Einverständnis des Vorstehers VBS einen 
«runden Tisch» mit dem BJ und dem EDÖB einberufen werde, um mit dem NDB 
die Rechtsgrundlagen für die Datenbearbeitung in ISIS und die Rechtmässigkeit der 
NDB-internen Regelwerke zu besprechen. 

Der «runde Tisch» fand am 10. Juni 2013 statt. Zu seinen Ergebnissen erstellte die 
ND-Aufsicht am 30. August 2013 einen Bericht zuhanden des Vorstehers VBS. Sie 
empfahl darin, dass von den Daten zu einer Person, deren Registrierung von der 
Qualitätssicherung in ISIS01 gelöscht werden muss, keine Kopien in ISIS02 aufbe-
wahrt werden dürfen. Weiter sollten die Kopien solcher Daten, die bisher gestützt 
auf die bisherige Weisung des Direktors NDB in ISIS02 oder GEVER NDB abge-
legt wurden, wieder gelöscht werden. 

Am 3. September 2013 stellte der Vorsteher VBS der GPDel den Bericht der ND-
Aufsicht zu und informierte die Delegation darüber, dass er die Empfehlung der ND-
Aufsicht gutgeheissen und sie dem NDB zur Umsetzung überwiesen habe. Er hiess 
ausserdem eine zweite Empfehlung bezüglich der Doppelablage von Meldungen in 
ISIS und im Informationssystem Äussere Sicherheit (ISAS) gut (vgl. Ziff. 4.3). 

Am 9. September 2013 ersetzte der Direktor NDB seine Weisung vom 1. Juni 2011 
durch eine neue Weisung betreffend die Bearbeitung von Daten in GEVER NDB. 

  

104  Weisung des Direktors NDB vom 1. Juni 2011 betreffend die Bearbeitung von Daten in 
der Datenbank Verwaltung (ISIS02), S. 2 



 

 69

Laut der neuen Weisung werden Berichte, die einen in der Datenbank ISIS01 doku-
mentierten Verdacht entkräften, nicht mehr in GEVER NDB gespeichert, sondern in 
ISIS temporär erfasst und anschliessend zusammen mit den verdachtsbegründenden 
Informationen gelöscht. In GEVER NDB kann stattdessen eine Aktennotiz abgelegt 
werden, welche darauf hinweist, dass der NDB in einem bestimmten Zeitraum Daten 
über die betreffende Person oder Organisation bearbeitet hat. 

Im Schreiben vom 18. Dezember 2013, das die GPDel zum Abschluss ihrer Nach-
kontrolle an den Bundesrat richtete, begrüsste die GPDel die Korrektur der Weisung 
des Direktors NDB, die nach Ansicht der Delegation nun den gesetzlichen Vorgaben 
entspricht. 

 
4.2.4 Pendenzen für das Nachfolgesystem von ISIS 

Drei Empfehlungen des ISIS-Berichts der GPDel betreffen das Nachfolgesystem 
von ISIS. So verlangt die Empfehlung 16, dass ein Nachfolgesystem nur dann in 
Betrieb genommen wird, wenn mit ihm die gesetzlichen Anforderungen uneinge-
schränkt erfüllt werden können. Es dürfen zudem nur Daten ins neue System mig-
riert werden, welche allen gesetzlichen Vorgaben entsprechen. Mit dieser Forderung 
wollte die GPDel verhindern, dass die Fehler, die Ende 2004 bei Inbetriebnahme 
eines neuen Informatiksystems für ISIS mit Daten von ungenügender Qualität ge-
macht worden waren, bei der nächsten Systemumstellung wiederholt werden. 

Ausserdem hatte der Bundesrat die Umsetzung zweier weiteren Empfehlungen mit 
der Inbetriebnahme des Nachfolgesystems von ISIS verknüpft. Dieses soll die 
Kennzahlen, anhand derer das VBS die Funktionstüchtigkeit der vorgeschriebenen 
Qualitätssicherung kontrollieren kann, automatisch generieren können (Empfeh-
lung 13). Zudem soll das neue System dokumentieren, wie oft und wann eine Ge-
samtbeurteilung zu einer bestimmten Person oder Institution durchgeführt wurde 
(Empfehlung 14). 

Ausgehend von der Planung des NDB, das Nachfolgesystem für ISIS Ende 2013 in 
Betrieb zu nehmen, wollte die GPDel rechtzeitig Auskunft darüber erhalten, ob die 
Funktionalität des Systems den Empfehlungen 13 und 14 entsprechen würden. Der 
NDB erstellte dazu am 23. Mai 2013 einen Kurzbericht. 

Die vorgesehenen Statistikfunktionen entsprechen weitgehend den Informationen, 
die bisher teils automatisch, teils manuell von der Qualitätssicherung des NDB 
zusammengetragen wurden. Mit der durchgängig automatischen Generierung dieser 
Zahlen dürften in Zukunft die Inkonsistenzen verschwinden, die aufgrund der manu-
ellen Erhebung der Statistiken immer wieder feststellbar waren. 

Laut dem Bericht hatte der NDB die Kennzahlen, welche das System liefern sollte, 
gestützt auf Interviews mit dem externen Datenschutzbeauftragten, der ND-Aufsicht 
und Mitarbeitenden der Abteilung Informationsmanagement des NDB definiert. Der 
Direktor NDB oder der Departementsvorsteher, denen diese Kennzahlen als Füh-
rungsinstrument dienen sollten, wurden nicht einbezogen. 

Aus dem Bericht ergibt sich ausserdem, dass zukünftig alle durchgeführten Gesamt-
überprüfungen anhand ihres Datums und der verantwortlichen Person nachvollzogen 
werden können. Im bisherigen ISIS wurde nur das Datum der letzten Überprüfung 
verzeichnet. 
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Nach Aussagen der ND-Aufsicht hat der NDB entsprechend der Empfehlung 16 die 
rechtlichen Anforderungen, die sich für das Nachfolgesystem von ISIS ergeben, in 
einem Dokument zusammengetragen.105 Diese Zusammenstellung soll den Stand 
des geltenden Rechts, d. h. des BWIS in seiner aktuellen Form, reflektieren und floss 
laut ND-Aufsicht in die Detailspezifikationen des Projektes Informatisiertes Analy-
se- und Auswertungstool (IASA NDB)106 ein. Das Nachfolgesystem von ISIS wird 
im Rahmen dieses Projektes realisiert. 

Die zweite Forderung von Empfehlung 16 verlangt, dass die ISIS Daten allen recht-
lichen Vorgaben entsprechen müssen, bevor sie ins Nachfolgesystem von ISIS 
migriert werden. Nach eigenen Angaben hat der NDB die verbleibenden Verwal-
tungsdaten in der Staatsschutzdatenbank ISIS01 identifiziert und kann gewährleis-
ten, dass sie nicht ins Nachfolgesystem für ISIS, sondern ins Geschäftsverwaltungs-
system GEVER NDB migriert werden (vgl. Ziff. 4.2.2). Sofern der NDB zuvor noch 
alle Medien bereinigt, die als eigenständige Objekte in ISIS registriert sind (vgl. 
Ziff. 4.2.1), kann Empfehlung 16 als erfüllt gelten. 

 
4.2.5 Neuauflage des präventiven Fahndungsprogramms 

«Fotopass» 

Das präventive Fahndungsprogramm Fotopasskontrolle («Fotopass») war in der Zeit 
des Kalten Krieges als Mittel der Spionageabwehr eingeführt worden und diente 
u. a. der Überwachung von Schweizer Bürgern, die nach Osteuropa reisten. Nach 
der Fichenaffäre wurde es auf Angehörige ausgewählter ausländischer Staaten 
beschränkt, die beim Übertritt an der Schweizer Grenze erfasst wurden. 

Laut dem ISIS-Bericht der GPDel hatten diese Kontrollen allein den Eintrag von 
52 000 Personen in ISIS zur Folge. Die betreffenden Personen wurden ohne jegliche 
Beurteilung, ob eine konkrete Gefährdung von ihnen ausgehen könnte, automatisch 
als Drittpersonen in ISIS registriert. Die GPDel äusserte deshalb Bedenken bezüg-
lich der Rechtmässigkeit der Bearbeitung dieser Drittpersonen und schlug vor, alle 
Drittpersonen, die ausschliesslich aufgrund des präventiven Fahndungsprogramms 
Fotopasskontrolle in ISIS erfasst worden waren, zu löschen (Empfehlung 2). Dies 
erfolgte im Dezember 2010. 

Weiter empfahl die GPDel dem Bundesrat, das präventive Fahndungsprogramm 
«Fotopass» einzustellen (Empfehlung 12). Andernfalls sollte der Bundesrat die 
Weiterführung des Programms in einem Bericht begründen. In seiner Stellungnahme 
vom 20. Oktober 2010 stimmte der Bundesrat der Einstellung von «Fotopass» in der 
bisherigen Form zu und stellte in Aussicht, dass der NDB das bestehende Instrumen-
tarium (Gerätschaften an der Grenze) in einem Nachfolgeprojekt einsetzen werde. 

Nachdem der Bundesrat mit der Neuauflage des präventiven Fahndungsprogramms 
der Kritik des ISIS-Berichts der GPDel in rechtlicher Hinsicht Rechnung getragen 
hatte, bekam die GPDel zunehmend Zweifel an der Zweckmässigkeit und Wirksam-
keit des Nachfolgeprojekts.107 

  

105  Bericht der ND-Aufsicht vom 6. März 2013, S. 23 
106  Informations- und Analyse-System All Source NDB und Auswertungstool 
107  Vgl. Jahresbericht 2012 der GPK und GPDel vom 24. Jan. 2013, Ziff. 4.3.4 (BBl 2013 

3513, hier 3586) 
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Anfang 2013 nahm die GPDel eine Standortbestimmung zum «Fotopass»-Programm 
vor. Als Schlussfolgerung schrieb sie dem Vorsteher VBS, «dass das Programm 
weder zweckmässig noch wirksam [sei], demgegenüber jedoch namhafte personelle 
Ressourcen im NDB [binde], welche in anderen Bereichen des NDB dringend nötig 
wären»108. Die GPDel empfahl dem VBS deshalb, den Verzicht auf «Fotopass» 
ernsthaft in Erwägung zu ziehen. 

Die FinDel erhielt eine Kopie des Schreibens der GPDel und teilte am 22. Februar 
2013 dem Vorsteher VBS mit, dass sie die Haltung der GPDel klar unterstützen 
würde. 

Im November 2013 besprach die GPDel die Zweckmässigkeit von «Fotopass» 
erneut mit dem Vorsteher VBS und dem Direktor NDB. Die Delegation und das 
VBS waren sich einig, dass das Programm, das der NDB in neuer Form 
weitergeführt hatte, bezüglich dem Verhältnis von Aufwand und Ertrag keine 
befriedigenden Resultate erbringen konnte. 

Als Reaktion auf die erneute Empfehlung der GPDel, das Programm einzustellen, 
beschloss das VBS abzuklären, wie ein Ausbau des Programms mit neuen 
technischen Erfassungsmöglichkeiten dessen Zweckmässigkeit verbessern könnte. 
Eine entsprechende Machbarkeitsstudie sollte unter der Federführung des GWK 
durchgeführt werden. 

 
4.2.6 Verordnungsrevision macht Umsetzung der Empfeh-

lung 8 rückgängig 

Am 29. November 2013 verabschiedete der Bundesrat die vierte Revision der ISV-
NDB. Seit der Schaffung des NDB bestimmt diese Verordnung die Regeln für die 
Datenbearbeitung in den verschiedenen Informationssystemen des NDB, insbeson-
dere auch in ISIS. 

Revidiert wurde auch Artikel 29 Absatz 2 der Verordnung, der nun bestimmt, dass 
die für die Datenerfassung zuständigen Mitarbeitenden «beurteilen, ob eine 
Information Rückschlüsse auf die Staatsschutzrelevanz der von der Information 
betroffenen Person oder Organisation zulässt. Ist dies der Fall, geben sie die Daten 
in ISIS ein».  

Damit hob der Bundesrat die Änderung von Artikel 29 Absatz 2 ISV-NDB wieder 
auf, die er am 9. Dezember 2011 vorgenommen hatte, um die Empfehlung 8 der 
GPDel umzusetzen.109 Damals übertrug der Bundesrat fast wortgetreu die Ände-
rung, welche die GPDel verlangt hatte, ins Ausführungsrecht.110 

In ihrem ISIS-Bericht hatte die GPDel nämlich kritisiert, dass Daten zu einer Person 
in ISIS auch dann noch weiterbearbeitet worden waren, als beispielsweise die Mel-

  

108  Brief der GPDel an den Vorsteher VBS vom 23. Jan. 2013, S. 3 
109  Jahresbericht 2012 der GPK und GPDel vom 24. Jan. 2013, Ziff. 4.3.8 (BBl 2013 3513, 

hier 3591) 
110  Die deutsche Version lautete: «Vor der Erfassung einer neuen Information ist zwingend 

zu beurteilen, ob diese Information die Staatsschutzrelevanz der sie betreffenden Person 
oder Institution bestätigt oder verneint». Die französische Version der Bestimmung 
vermochte allerdings weder im Wortlaut noch im Sinn der GPDel-Empfehlung auf 
deutsch oder französisch korrekt zu entsprechen. 
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dung ihres Todes oder der explizite Hinweis eines kantonalen Staatschutzorgans, die 
Person sei aus einer extremistischen Gruppe ausgetreten, bereits vorlag.111 

Die neueste Formulierung von Artikel 29 Absatz 2 ISV-NDB verlangt letztlich, dass 
bei der Erfassung einer neuen Information nur beurteilt wird, ob diese ausreichend 
relevant ist, um erfasst werden zu dürfen. Empfehlung 8 verlangte hingegen 
zwingend eine Beurteilung, ob eine solche Information im Zusammenhang mit den 
übrigen gespeicherten Meldungen zu einer Person die Staatsschutzrelevanz letzterer 
allenfalls auch insgesamt verneint. In diesem Fall dürfte diese Person nicht mehr in 
ISIS registriert bleiben. 

Die neue Formulierung von Artikel 29 Absatz 2 ISV-NDB macht nun die bisherige 
Vorschrift, wonach eine neue Information nicht nur für sich allein genommen, 
sondern auch hinsichtlich ihrer Auswirkung auf die Einschätzung der Staatschutzre-
levanz der sie betreffenden Person zu beurteilen sei, wieder rückgängig. Die GPDel 
hat wenig Verständnis für derartige Pannen bei der Rechtsetzung und erwartet, dass 
dieses legislative Versehen rasch behoben wird. 

4.2.7 Information des Bundesrats zur Nachkontrolle 

Am 18. Dezember 2013 informierte die GPDel den Bundesrat in einem Schreiben 
über den Stand ihrer Nachkontrolle zur Inspektion ISIS. 

Darin stellte die Delegation fest, dass die wichtigsten Mängel, die ihre Inspektion an 
den Tag gebracht hatte, innert nützlicher Frist behoben werden konnten. Aus Sicht 
der Delegation war dieses positive Ergebnis den Anstrengungen des NDB, der 
Unterstützung des Vorstehers VBS und der Begleitung durch den externen 
Datenschutzbeauftragten zu verdanken. 

Die GPDel wies aber den Bundesrat auch auf die letzten offenen Punkte im 
Zusammenhang mit den Daten hin, die noch aus der ISIS-Staatsschutzdatenbank 
entfernt werden müssen. Sie brachte dem Bundesrat auch ihre Einschätzung zur 
Kenntniss, dass die Neuauflage des Fahndungsprogramms «Fotopass», welche der 
Bundesrat im Nachgang zur ISIS-Inspektion beschlossen hatte, in Bezug auf ihre 
Zweckmässigkeit nicht befriedigen könne. Weiter machte die Delegation den 
Bundesrat darauf aufmerksam, dass die Empfehlung 8, die er mit einer Änderung 
der ISV-NDB im Jahr 2011 umgesetzt hatte, wegen der kürzlich erfolgten Revision 
der gleichen Verordnung nicht mehr als erfüllt erachtet werden könne. 

Wie die GPDel dem Bundesrat schrieb, würde sie ihre Nachkontrolle erst dann 
abschliessen, wenn auch die noch offenen Empfehlungen umgesetzt worden seien. 

4.3 Einhaltung des ZNDG beim Pilotversuch ISAS 

Seit der Bundesrat Ende 2009 das Ausführungsrecht zum ZNDG erliess, hat sich die 
GPDel kritisch mit den dort enthalten Bestimmungen zur Datenbearbeitung ausei-
nandergesetzt. Da Artikel 19 V-NDB die Ablage der Informationen, die der NDB 
einerseits über das Ausland und anderseits aufgrund des BWIS beschafft hat, nicht 
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